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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  S 1 

 

Stichwort: Änderung der Landesverbandssatzung – Neufassung § 5 Rechte 

und Pflichten 

 

 

Adressat:  Delegiertenversammlung 

 

Antragsteller: Landesvorstand 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Paragraf 5 (Rechte und Pflichten) der Satzung des Deutschen Mieterbundes Baden-1 

Württemberg wird wie folgt neu gefasst: 2 

 (…)  3 

 Abs. 2.  4 

 (…) 5 

 c) dem Landesverband nach Aufforderung über seine Geschäftsführung und die Vereinsar-6 

beit sowie den Stand der Mitglieder exakte Auskünfte zu erteilen und den Geschäfts- und 7 

Kassenbericht vorzulegen. Zeitpunkt und Art der Berichte der Mietervereine werden vom 8 

Landesvorstand im Einvernehmen mit der Vorsitzendenkonferenz festgelegt. 9 

 (…) 10 

 

Begründung: 

Aktuell legen die Mitgliedsvereine dem Landesverband im Jahr folgende Berichte vor:   

1. Die Abrechnungsblätter zur Ermittlung des Landesverbandsbeitrag zu Jahresbeginn,  

2. Den Geschäfts- und Kassenberichts zum 30.06. eines Jahres - inklusive Mitteilung der 

Stammdaten (Vorstand, Verwaltungskräfte, Rechtsberater*innen), 

3. Den Geschäftsbericht als Fließtext im Herbst eines Jahres zur Vorsitzendenkonferenz 

(auch als Grundlage für den Gesamt-Geschäftsbericht des Landesverbandes)  

Erfahrungsgemäß ist zum bisher abgefragten Zeitpunkt 30.06. die Erstellung der Kassen-

berichte noch nicht durchgängig abgeschlossen, was nach Ablauf der Frist zu Mehrauf-

wand in Organisation und Verwaltung führt.  
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Dank der vorgeschlagenen Satzungsänderung wird das Vorlegen des Geschäfts- und Kas-

senberichtes von den bisher zwei Berichten auf einen Bericht zusammengefasst. Die Ab-

frage des Geschäfts- und Kassenberichts zum 30.06. entfällt und soll ab dem Jahr 2027 

gemeinsam mit der Abfrage des Geschäftsberichts im Herbst erfolgen, wenn auch sicher-

gestellt ist, dass bei allen Mitgliedsvereinen die Voraussetzungen dafür gegeben sind (fer-

tiggestellter Kassenbericht). 

Damit wird verbandsintern sowohl eine Bürokratieentlastung als auch eine Verringerung 

des Verwaltungsaufwandes erzielt. 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


